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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 

Ulrich 

Klinkert 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung den Wider- 
spruch zwischen der Aussage des Bundeskanz- 
lers vom Dezember 1998, jährlich 16 Mio. DM 
Bundesmittel für die Stiftung für das sorbische 
Volk zur Verfügung zu stellen, und der im Spar- 
paket der Regierung beschlossenen Kürzung 
dieser Mittel auf jährlich 14,8 bis 14,2 Mio. 
DM? 


Antwort des Beauftragten der Bundesregierung für Angelegenheiten 
der Kultur und der Medien, Staatsminister Dr. Michael Naumann, 
vom 5. Juli 1999 

Im Entwurf des Haushaltsplans 2000, den das Kabinett am 23. Juni 1999 
beschlossen hat, wird auf einen unabweisbaren Konsolidierungsbedarf 
im Haushalt 2000 von 30 Mrd. DM hingewiesen, der bis 2003 auf eine 
Größenordnung von 50 Mrd. DM ansteigt. Die Bundesminister warten 
deshalb gebeten worden, konkrete Konsolidierungsmaßnahmen vorzu- 
bereiten. 

Von dieser Sparauflage ist der Beauftragte der Bundesregierung für 
Angelegenheiten der Kultur und der Medien im Haushaltsjahr 2000 mit 
einer Summe von rd. 132 Mio. DM betroffen, was einer Sparauflage von 
7,42% entspricht; die Sparauflage wird bis zum Haushaltsjahr 2003 auf 
eine Summe von etwa 230 Mio. DM (rd. 12,4% des Ansatzes) anstei- 
gen. Ausgangsbasis für die Berechnung ist der Haushaltsansatz 1999, in 
dem 16 Mio. DM für die Stiftung für das sorbische Volk veranschlagt 
sind. 

Die Stiftung für das sorbische Volk konnte von den - notwendigen und 
fair berechneten - Sparmaßnahmen nicht ausgenommen werden, zumal 
ihre Existenz durch die Absenkung des Bundesanteils nicht ernsthaft 
gefährdet ist. 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


2. Abgeordneter 

Dr. Uwe-Jens 
Rössel 


(PDS) 


Welche Vorstellungen bestehen seitens der 
Bundesregierung für die Konzipierung eines 
Plans zum Wiederaufbau auf dem Balkan und 
insbesondere für dessen Finanzierung? 
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Antwort des Staatsministers Günter Verhengen 
vom 8. Juni 1999 

Die Wiederaufbaumaßnahmen im Kosovo und der übrigen Bundes- 
republik Jugoslawien (BRJ) sowie die wirtschaftlichen und finanziellen 
Unterstützungsmaßnahmen für die Nachbarländer der BRJ sind 
Gegenstand von Planungen der verschiedenen Ressorts der Bundes- 
regierung. Auf Grundlage der Berichte von Vertriebenen und des Un- 
ter-Generalsekretärs der Vereinten Nationen de Mello muß von erheb- 
lichen Zerstörungen im Kosovo insbesondere durch abgebrannte Häu- 
ser, geplünderte Geschäfte und verlassene landwirtschaftliche Betriebe 
ausgegangen werden. De Mello berichtet von Gebieten, wo ca. 80% 
Häuser und Geschäfte, die Kosovo-Albanern gehören, systematisch 
zerstört wurden. Eine genaue Schadenserhebung und -evaluierung, die 
als Grundlage für konkrete Wiederaufbauprojekte erforderlich ist, 
kann erst erfolgen, wenn unter gesicherter internationaler Kontrolle der 
Zugang zum Kosovo und dem restlichen Gebiet der Bundesrepublik 
Jugoslawien wieder möglich ist. 

Die Bundesregierung stimmt sich bei der Wiederaufbauplanung und der 
Gewährung von Unterstützungsleistungen an die Staaten der Krisen- 
region mit ihren Partnern sowie den maßgeblichen internationalen 
Organisationen und Finanzinstitutionen ab, um den von der Bundes- 
regierung initiierten Stabilitätspakt für Südosteuropa mit Wirtschafts- 
maßnahmen zu flankieren. Der Bundeskanzler hat sich öffentlich für 
einen Marshall-Plan für die Balkanregion eingesetzt, der den Rahmen 
für die Schaffung stabiler wirtschaftlicher Bedingungen für eine 
Zukunft der Region, ausgerichtet auf die Integration in die euro-atlanti- 
schen Strukturen, setzen soll. Mit kurzfristigen Sofortmaßnahmen sol- 
len unmittelbaren Notlagen der Flüchtlinge und der krisenbetroffenen 
Zivilbevölkerung in Serbien und Montenegro gelindert, elementare 
Infrastruktur wiederaufgebaut und in den Anrainerstaaten Beeinträch- 
tigungen von Wirtschaft und Handel abgefedert werden. Mittel- und 
langfristig stehen die Schaffung marktwirtschaftlicher Strukturen und 
die effektive Einbindung Südosteuropas in das Netz internationaler 
Wirtschafts- und Wettbewerbsbeziehungen im Vordergrund. 

Die Wiederaufbau- und Unterstützungsleistungen für die BRJ und die 
Anrainerstaaten werden die internationale Gemeinschaft vor hohe 
finanzielle Forderungen stellen. Angesichts der noch ausstehenden 
detaillierten Schadenserhebung sind die bisher bekannten Zahlen aller- 
dings spekulativ: Der IWF schätzt die Zahlungsbilanzdefizite der Nach- 
barländer Jugoslawiens auf bis zu 1 ,5 Mrd. U S-Dollar, die Budget-Defi- 
zite auf bis zu 0,65 Mrd. U S-Dollar. Schätzungen für den Wiederaufbau 
im Kosovo belaufen sich auf bis zu 3,5 Mrd. U S-Dollar, für Montenegro 
und Serbien (ohne Kosovo) auf bis zu 18 Mrd. US-Dollar. Die Ressorts 
haben vor allem für humanitäre Hilfsmaßnahmen für das laufende 
Haushaltsjahr einen Mehrbedarf in Höhe von 460 Mio. DM angemel- 
det. 


3. Abgeordneter 

Michael 

Stübgen 

(CDU/CSU) 


Nach welchen Kriterien haben Bundeskanzler- 
amt und Auswärtiges Amt eine Personalliste 
erstellt, die die Namen künftiger deutscher Mit- 
arbeiter bzw. Mitglieder der Kabinette der 
neuen E U-Kommission unter Romano Prodi 
enthält? 
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4. Abgeordneter 

Michael 

Stübgen 

(CDU/CSU) 


Inwieweit beabsichtigt die Bundesregierung mit 
dieser Liste Einfluß zu nehmen auf die Vor- 
schläge von Romano Prodi, einer „Brüsseler 
Mißwirtschaft” frühzeitig entgegenzuwirken 
und hierzu die künftigen Kabinette der EU- 
Kommissare zu verkleinern und aus verschiede- 
nen Nationalitäten zusammenzusetzen, wobei 
in den deutschen Kabinetten nur noch zwei aus 
Deutschland eingesetzt werden sollen? 


Antwort des Staatsministers Günter Verhengen 
vom 1. Jnli 1999 

Der designierte Kommissionspräsident Romano Prodi hat dem Euro- 
päischen Rat in Köln seine Vorstellungen zur Reform der Kommission 
vorgelegt. Dazu gehört auch eine Verkleinerung der Kabinette und ihre 
Besetzung mit verschiedenen Nationalitäten. Die Staats- und Regie- 
rungschefs der E U-Mitgliedstaaten haben Romano Prodi in seinem 
Vorhaben bestärkt. Das Auswärtige Amt unterstützt in Abstimmung 
mit dem Bundeskanzleramt und den Bundesministerien fachlich und 
sprachlich qualifizierte Kandidaten für die Besetzung von Stellen in 
den Kabinetten der neuen E U-Kommission. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


5. Abgeordneter 
Peter 
Letzgus 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß der 
„Goldene Plan Ost”, Epl. 06 Titel 882 13-323, in 
der im Haushaltsplan 1999 vorgesehenen Höhe 
von 15 Mio. DM realisiert wird? 


Antwort der Staatssekretärin Brigitte Zypries 
vom 7. Jnli 1999 

Wie im Haushaltsplan 1999 vorgesehen, stehen zur Realisierung des 
„Goldenen Plans Ost” 15 Mio. DM zur Verfügung. 


6. Abgeordneter Wenn nicht- wie hoch sind die Kürzungen? 

Peter 
Letzgus 
(CDU/CSU) 


Antwort der Staatssekretärin Brigitte Zypries 
vom 7. Juli 1999 


Entfällt - siehe Antwort zu Frage 5. 
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7. Abgeordneter 
Peter 
Letzgus 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die 
für die Jahre 2000 bis 2002 eingestellten Ver- 
pflichtungsermächtigungen für den „Goldenen 
Plan Ost” in der vorgesehenen Größenordnung 
von insgesamt 100 Mio. DM realisiert werden? 


Antwort der Staatssekretärin Brigitte Zypries 
vom 7. Jnli 1999 

Die Bundesregierung hält an der Fortführung des „Goldenen Plans Ost” 
fest. Die Mittel sollen zukünftig allerdings nicht mehr im Einzelplan des 
Bundesministeriums des Innern etatisiert, sondern im Investi- 
tionsförderungsprogramm für die neuen Bundesländer zur Verfügung 
gestellt werden. 


8. Abgeordneter Falls Kürzungen vorgesehen sind, in welcher 

Peter Größenordnung? 

Letzgus 

(CDU/CSU) 


Antwort der Staatssekretärin Brigitte Zypries 
vom 7. Jnli 1999 

Entfällt - siehe Antwort zu Frage 7. 


9. Abgeordnete 

Petra 

Pan 


(PDS) 


Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 
rung darüber vor, ob und gegebenenfalls mit 
welchem Ergebnis im Rahmen des staatsanwalt- 
schaftlichen Ermittlungsverfahrens eine zweite 
Obduktion des bei der Abschiebung durch 
Beamte des Bundesgrenzschutzes zu Tode 
gekommenen Sudanesen A. durchgeführt 
wurde? 


Antwort des Staatssekretärs Clans Henning Schapper 
vom 7. Jnli 1999 

Eine zweite Obduktion des Leichnams des sudanesischen Staatsangehö- 
rigen A . hat nach Kenntnis der Bundesregierung nicht stattgefunden. 


10. Abgeordnete 

Petra 

Pau 

(PDS) 


Teilt die Bundesregierung die Befürchtung, daß 
vor dem Hintergrund einer von der deutschen 
Sektion des IPPNW (Internationale Arzte für 
die Verhütung des Atomkrieges/Ärzte in sozia- 
ler Verantwortung e . V.) vorgestellten U S-ame- 
rikanischen Studie zum Positional-Asphyxie- 
Phämomen bei den bisher angewendeten Maß- 
nahmen des unmittelbaren Zwanges durch Poli- 
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zeibeamte bzw. Beamte des Bundesgrenzschut- 
zes das Risiko besteht, daß weitere Menschen, 
die sich gegen ihre Abschiebung wehren, zu 
Tode kommen und daß damit gegen Artikel 2 
Abs. 2 des Grundgesetzes verstoßen und Bun- 
desrecht gebrochen wird? 


Antwort des Staatssekretärs Claus Henning Schapper 
vom 7. Juli 1999 

Das Bundesministerium des Innern hat anläßlich des Todes des sudane- 
sischen Staatsangehörigen A. die Rückführungspraxis des Bundes- 
grenzschutzes (BGS) ebenso wie die Aus- und Fortbildung der BGS- 
Beamten eingehend und umfassend geprüft. 

Insoweit konnte mit Wirkung vom 25. Juni 1999 durch den BGS beglei- 
tete Rückführungen auf dem Luftweg - auch renitenter Personen - wie- 
der aufgenommen werden. Mit der Wiederaufnahme der Rückführun- 
gen hat das Bundesministerium des Innern neue Regelungen getroffen, 
die auf den Erkenntnissen der o. a. Überprüfung beruhen. Teil der 
Überprüfung war auch eine Fachkonferenz, an der Polizeiärzte aus 
Bund und Ländern, Gerichtsmediziner und Praktiker des BGS teilnah- 
men. Unter anderem wurde auch das Positional-Asphyxie-Phänomen 
diskutiert. Dieses Phänomen ist selbst in Fachkreisen in den Vereinig- 
ten Staaten von Amerika umstritten und hat auch in der Bundesrepublik 
Deutschland bislang keinen Eingang in die medizinische Standardlitera- 
tur gefunden. Gleichwohl wird künftig die Polizeipraxis des BGS bei 
zwangsweisen Rückführungen sowie bei allen übrigen Zwangsanwen- 
dungen vorsorglich auch diese Erkenntnisse berücksichtigen und in die 
Aus- und Fortbildung aller BGS-Beamten einbeziehen. 

Die Bundesregierung teilt deshalb die Befürchtungen im Sinne der Fra- 
gestellung nicht. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


11. Abgeordnete 

Renate 

Diemers 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß es Richtern am Amtsgericht 
nicht erlaubt ist, ehrenamtlich bei der freiwilli- 
gen Feuerwehr als Bezirksbrandmeister tätig zu 
sein, daß sie jedoch für eine Tätigkeit als 
gewähltes Gemeinderatsmitglied freigestellt 
werden können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Eckhart Pick 
vom 2. Jnli 1999 

Nach der Unvereinbarkeitsregelung in § 4 Abs. 1 des Deutschen Rich- 
tergesetzes (DRiG) darf ein Richter Aufgaben der rechtsprechenden 
Gewalt und der vollziehenden Gewalt nicht zugleich wahrnehmen. Zur 
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vollziehenden Gewalt gehört auch die ehrenamtliche Tätigkeit bei Ein- 
richtungen der Kommunalverwaltung wie die Wahrnehmung des Amtes 
eines Bezirksbrandmeisters: Jedenfalls soweit der Inhaber dieses Amtes 
Ehrenbeamter auf Zeit ist und Aufsichtsfunktionen über die freiwilligen 
Feuerwehren ausübt, nimmt er nach Auffassung der Bundesregierung 
Aufgaben der vollziehenden Gewalt wahr. Danach ist eine solche Tätig- 
keit mit dem Richteramt grundsätzlich nicht vereinbar. Nach einer in 
der Literatur vertretenen Auffassung kann ein Richter dennoch ein- 
faches Mitglied der freiwilligen Feuerwehr sein. Die Frage kann aber 
letztlich nur von den Gerichten verbindlich entschieden werden. 

Nach dem Wortlaut des § 4 Abs. 1 DRiG wäre es Richtern auch versagt, 
gewähltes Mitglied von kommunalen Vertretungskörperschaften zu 
sein. Gleichwohl ist nach allgemeiner - nicht ganz unumstrittener - 
Praxis die Mitwirkung von Richtern in kommunalen Vertretungskör- 
perschaften zulässig. Dies wird aus der Entstehungsgeschichte des § 4 
DRiG begründet. Der Gesetzgeber hätte nach Artikel 137 GG die 
Wählbarkeit von Richtern zu kommunalen Vertretungskörperschaften 
beschränken können. E r hat aber eine entsprechende Regelung des dem 
Deutschen Richtergesetz zugrundeliegenden Regierungsentwurfs von 
1958 nicht übernommen. 


12. Abgeordnete 

Renate 

Diemers 

(CDU/CSU) 


Worin besteht nach Ansicht der Bundesregie- 
rung der Konflikt zwischen Richteramt und 
einer ehrenamtlichen Tätigkeit bei der freiwilli- 
gen Feuerwehr, und inwieweit trifft die Verein- 
barkeit zwischen Richteramt und Gemeinde- 
ratstätigkeit nicht auch auf die ehrenamtliche 
Tätigkeit bei der freiwilligen Feuerwehr zu? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Eckhart Pick 
vom 2. Jnli 1999 

Die Unvereinbarkeitsregelung in § 4 Abs. 1 DRiG ist eine Konkretisie- 
rung des Gewaltenteilungsgrundsatzes (Artikel 20 Abs. 2 Satz 2 GG) für 
das Richterrecht. Bei Erlaß des Deutschen Richtergesetzes 1961 haben 
die gesetzgebenden Körperschaften eine strenge, vom Konflikt im Ein- 
zelfall unabhängige Unvereinbarkeitsregelung für die Wahrnehmung 
von Aufgaben der rechtsprechenden Gewalt einerseits und Aufgaben 
der gesetzgebenden oder der vollziehenden Gewalt andererseits getrof- 
fen. Bei ihrer Anwendung kommt es grundsätzlich nicht auf die kon- 
krete Gefahr von Interessenkollisionen im Einzelfall an. 


13. Abgeordnete 

Renate 

Diemers 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, § 4 des Deut- 
schen Richtergesetzes (DRiG) dahin gehend zu 
ergänzen, daß Richtern eine ehrenamtliche 
Tätigkeit bei der Feuerwehr, im Katastrophen- 
schutz, eine Tätigkeit als gewähltes Mitglied 
einer Kommunalvertretung erlaubt ist und auch 
der Dienst als Reservist bei der Bundeswehr 
ermöglicht wird? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Eckhart Pick 
vom 2. Jnli 1999 

Die Bundesregierung begrüßt grundsätzlich jedes Engagement in 
ehrenamtlichen Tätigkeiten. Eine Ergänzung von § 4 Abs. 1 DRiGund 
damit Ausweitung der nach geltendem Recht bestehenden Möglichkei- 
ten zur ehrenamtlichen Nebentätigkeit von Richtern im Bereich der 
vollziehenden Gewalt setzt nach Ansicht der Bundesregierung aber vor- 
aus, daß sich unter dem geltenden Recht erhebliche praktische Unzu- 
träglichkeiten entwickelt haben. Sollten diese bestehen, könnte erwo- 
gen werden, den in § 4 Abs. 2 DRiG schon bestehenden Katalog der 
Ausnahmen von der Unvereinbarkeitsregelung zu erweitern, soweit 
negative Auswirkungen auf das Richteramt praktisch ausgeschlossen 
sind. 

Für die in der Frage angesprochenen Tätigkeiten kommt es auch auf das 
Landesrecht und die Praxis in den Ländern an. Dies gilt zumal im Flin- 
blick auf etwaige Abgrenzungsprobleme je nach der Funktion, die von 
einem Richter bei einer ehrenamtlichen Tätigkeit in der vollziehenden 
Gewalt wahrgenommen wird. Da der Bundesregierung hierzu keine 
aktuellen Erkenntnisse vorliegen, wird sie die Frage zum Anlaß neh- 
men, die Länder um Stellungnahme zu ersuchen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


14. Abgeordnete 

Ulrike 

Flach 

(F.D.P.) 


Ist die Bundesregierung bereit, bei der Beschaf- 
fung und beim Einsatz von bundeseigenen F ahr- 
zeugen in der Bundeshauptstadt Berlin gezielt 
auf Erdgasfahrzeuge zurückzugreifen, da diese 
emissionsärmer und umweltfreundlicher sind 
und in Berlin ein flächendeckendes Erdgas- 
leistungsnetz zur Verfügung steht? 


15. Abgeordnete Wenn ja, welche Maßnahmen hat die Bundes- 

Ulrike regierung ergriffen bzw. wird sie ergreifen? 

Flach 

(F.D.P.) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 1. Jnli 1999 

Die Bundesregierung ist generell bestrebt, bei der Beschaffung von 
Dienstkraftfahrzeugen neben haushaltswirtschaftlichen Gesichtspunk- 
ten auch solche des Umweltschutzes zu beachten. So enthalten die allge- 
meinen Regelungen zur Beschaffung und Haltung von Dienstkraftfahr- 
zeugen, die jedes Jahr im Rahmen des Haushaltsaufstellungsverfahrens 
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aktualisiert werden, u.a. folgende Vorgabe: ,Jn der Bundesverwaltung 
sind schadstoffarme Kraftfahrzeuge mit möglichst geringem Treibstoff- 
verbrauch zu beschaffen”. Hierbei wird regelmäßig auf die zu diesem 
Zeitpunkt geltenden Richtlinien der E U zu den Schadstoffemissionen 
Bezug genommen. 

Für die einzelnen Beschaffungsvorhaben der Bedarfsträger gibt es - mit 
Ausnahme von Leistungs- und Preisobergrenzen - jedoch keine weiter- 
gehenden verbindlichen Beschaffungsvorgaben. Vielmehr ist jedes Res- 
sort eigenverantwortlich verpflichtet zu prüfen, welcher Fahrzeugtyp - 
einschließlich Motorvariante - für den jeweiligen Bedarf das geeignete 
Fahrzeug ist. Zu den dabei zu beachtenden Wirtschaftlichkeitsaspekten 
gehören neben dem Kaufpreis auch der Treibstoffverbrauch, die laufen- 
den Unterhaltskosten und ggf. auch nicht monetäre Aspekte (wie z. B. 
die Einsatzfahigkeit der jeweiligen Fahrzeuge). 

Die zukünftige Beschaffungspraxis in Berlin wird im übrigen auch 
dadurch bestimmt, daß das Bundeskabinett am 10. Februar 1998 in Vor- 
bereitung der neuen Strukturen in Berlin eine erhebliche Reduzierung 
bzw. eine weitgehende Einstellung der behördeneigenen Fahrbereit- 
schaften beschlossen hat. Danach ist grundsätzlich vorgesehen, daß es 
in Berlin lediglich im Bereich der personengebundenen Dienstkraft- 
fahrzeuge einen Fahrdienst mit behördeneigenen Fahrzeugen geben 
soll, während hingegen der sonstige Fährbetrieb überwiegend durch die 
Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel bzw. durch private Dienstleister 
gewährleistet werden soll. 


16. Abgeordneter 

Dr. Uwe-Jens 

Rössel 

(PDS) 


Welche Position bezieht die Bundesregierung 
zu der Frage der Entschuldung der ärmsten Ent- 
wicklungsländer? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 1. Jnni 1999 


Die Bundesregierung hat bei der Vorbereitung des Wirtschaftsgipfels in 
Köln konkrete Vorschläge zur weiteren Schuldenerleichterung für die 
ärmsten Länder vorgestellt. Diese ,dCötner Schuldeninitiative” zielt auf 
eine Beschleunigung, Erweiterung und Vertiefung des Prozesses der 
Entschuldung der ärmsten Länder. Sie fordert darüber hinaus eine stär- 
kere Verknüpfung von Schuldenerleichterungen mit einer Politik der 
Armutsbekämpfung, der Förderung nachhaltiger Entwicklung und 
guter Regierungsführung in den jeweiligen Schuldnerländern. Die deut- 
sche Initiative wurde von den übrigen G7-Staaten sowie von Weltbank 
und IWF im Grundsatz begrüßt und hat einen intensiven Diskussions- 
prozeß angestoßen. Die Bundesregierung erwartet, daß vom Wirt- 
schaftsgipfel in Köln ein deutliches Signal zu einer schnelleren und 
tieferen Entschuldung der ärmsten Länder ausgeht. 
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17. Abgeordneter 

Fritz 

Schösser 

(SPD) 


Wie hoch waren aufgrund der Ergebnisse der 
letzten Steuerschätzung die Auswirkungen der 
Steuerrechtsänderungen einerseits und der 
Schätzabweichungen andererseits für die einzel- 
nen Jahre 1999 bis 2003, und zwar bei der Lohn- 
steuer, Einkommensteuer und Körperschaft- 
steuer? 


18. Abgeordneter 

Fritz 

Schösser 

(SPD) 


Wie hoch waren die entsprechenden Auswir- 
kungen bei der Umsatzsteuer und Kapitaler- 
tragsteuer? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Flendricks 
vom 30. Juni 1999 


Die gewünschten Angaben sind in den nachfolgenden Übersichten 
zusammengestellt. Dabei ist folgendes zu berücksichtigen: 


Eine Aufschlüsselung der Schätzergebnisse nach Steuerrechtsänderun- 
gen und Schätzabweichung ist nur für die Jahre im Schätzzeitraum mög- 
lich, die zu einem früheren Zeitpunkt bereits einmal geschätzt wurden. 
Um diese früheren Schätzungen mit der aktuellsten Steuerschätzung 
vergleichbar zu machen, werden die Ergebnisse und die Steuerrechts- 
änderungen bereinigt und die Differenz zwischen der bereinigten frühe- 
ren und der aktuellen Schätzung als Schätzabweichung ausgewiesen. 
Für die Steuerschätzung vom Mai 1999 bedeutet dies, daß die Ergeb- 
nisse für die Steuereinnahmen des Jahres 1999 mit der Steuerschätzung 
vom November 1998 zu vergleichen sind, die Ergebnisse der Steuerein- 
nahmen der Jahre 2000 bis 2002 sind der Steuerschätzung vom Mai 1998 
gegenüberzustellen. Die Steuereinnahmen des Jahres 2003 wurden erst- 
mals geschätzt, so daß hier kein Vergleich möglich ist. 


1999 

Ergebnis 
AKNov. 1998 

Abweichungen 

Ergebnis 

AK Mai 1999 

Steuer- 

rechts 

änderungen 

Schätz- 
abweichung 
Mai 1999 


-in Mio. DM- 


Lohnsteuer 

269 799 

- 7 889 

2 089 

263 900 

veranlagte Einkommensteuer 

13 905 

854 

2 541 

17 300 

Körperschaftsteuer 

48 093 

1 195 

- 1 188 

48 100 

nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 

17 350 

450 

50 

17 850 

Steuern vom Umsatz 

263 334 

2 958 

- 392 

265 900 
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Abweichungen 


2000 

Ergebnis 
AKMai 1998 

Steuer- 

rechts 

änderungen 

Schätz- 
abweichung 
Mai 1999 

Ergebnis 
AKMai 1999 



-in Mio. DM- 


Lohnsteuer 

284 194 

- 18 333 

4 639 

270 500 

veranlagte Einkommensteuer 

15 868 

2 908 

974 

19 750 

Körperschaftsteuer 

46 908 

2 729 

- 4 037 

45 600 

nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 

18 333 

517 

- 150 

18 700 

Steuern vom Umsatz 

276 608 

4 141 

- 3 749 

277 000 




Abweichungen 


2001 

Ergebnis 
AKMai 1998 

Steuer- 

rechts 

änderungen 

Schätz- 
abweichung 
Mai 1999 

Ergebnis 
AKMai 1999 



-in Mio. DM- 


Lohnsteuer 

299 951 

- 20 368 

6 417 

286 000 

veranlagte Einkommensteuer 

18 622 

7 357 

- 5 729 

20 250 

Körperschaftsteuer 

49 721 

1 271 

- 6 942 

44 050 

nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 

19 752 

592 

- 695 

19 650 

Steuern vom Umsatz 

286 253 

4 153 

- 3 606 

286 800 


Abweichungen 


2002 

Ergebnis 
AKMai 1998 

Steuer- 

rechts 

änderungen 

Schätz- 
abweichung 
Mai 1999 

Ergebnis 
AKMai 1999 



-in Mio. DM- 


Lohnsteuer 

316 247 

- 45 646 

8 299 

278 900 

veranlagte Einkommensteuer 

20 955 

7 636 

- 8 341 

20 250 

Körperschaftsteuer 

52 516 

6 257 

- 6 873 

51 900 

nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 

21 272 

600 

- 1 072 

20 800 


Steuern vom Umsatz 


296 195 


4 027 


- 3 422 


296 800 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaiordnung 


19. Abgeordneter 

Manfred 

Grund 

(CDU/CSU) 


Wie begründet die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß Sperrzonenzuschläge, auf die Bei- 
träge zu den Sonder- und Zusatzversorgungs- 
systemen der ehemaligen DDR entrichtet wur- 
den, bei der Ermittlung der Höhe des Arbeits- 
entgeltes bei der Rentenberechnung keine Be- 
rücksichtigung finden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Achenbach 
vom 6. Juli 1999 

Bei der Rentenberechnung wird Arbeitseinkommen bzw. Arbeitsent- 
gelt berücksichtigt, das dem Grunde nach der Beitragspflicht unterlag. 
Sperrzonenzuschläge waren weder lohnsteuerpflichtig noch unterlagen 
sie der Beitragspflicht in der Sozialversicherung. Sperrzonenzuschläge 
hatten auch keine versorgungsrechtliche Relevanz. 


20. Abgeordneter 

Manfred 

Grund 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, diese Sperr- 
zonenzuschläge bei der Einkommensberech- 
nung in das System der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung zu überführen, und wenn ja, wann? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Achenbach 
vom 6. Juli 1999 

Aus den zu Frage 19 angeführten Gründen beabsichtigt die Bundes- 
regierung nicht, Sperrzonenzuschläge rentenrechtlich zu berücksichti- 
gen. 


21. Abgeordnete 

Ursula 

Heinen 

(CDU/CSU) 


Plant die Bundesregierung eine Novellierung 
des Gerätesicherheitsrechtes mit dem Ziel, die 
Anzahl der überwachungsbedürftigen Anlagen 
zu reduzieren, und falls ja, welche Anlagen 
könnten davon betroffen sein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 30. Juni 1999 

Die Bundesregierung beabsichtigt derzeit nicht, durch eine Novellie- 
rung des Gerätesicherheitsgesetzes die Kriterien zu verändern, nach 
denen Anlagen mit Rücksicht auf ihre Gefährlichkeit einer besonderen 
Überwachung bedürfen, oder die Art und den Umfang der technischen 
Überwachung solcher Anlagen zu ändern. 
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22. Abgeordnete 

Ursula 

Heinen 

(CDU/CSU) 


Kann sich die Bundesregierung eine Regelung 
im Gerätesicherheitsrecht vorstellen, nach der 
technische Anlagen - nach Abschaffung einer 
Überwachungspflicht gemäß § 11 Abs. 1 Nr. 4 
Gerätesicherheitsgesetz - vom Betreiber selber 
überprüft werden, und wenn ja, bei welchen 
Anlagen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 30. Juni 1999 

Aus der Antwort zu Frage 21 ergibt sich, daß die Bundesregierung der- 
zeit nicht erwägt, die Überwachungsbedürftigkeit bestimmter Anlagen 
durch eine Änderung des Gerätesicherheitsgesetzes aufzuheben. 

Im übrigen obliegt nach geltendem Recht die Durchführung der ent- 
sprechenden Prüfungen an überwachungsbedürftigen Anlagen amt- 
lichen oder amtlich anerkannten Sachverständigen. 

Nach Auffassung der Bundesregierung vermag nur die Unabhängigkeit 
der Prüfer das bestehende hohe Sicherheitsniveau der Anlagen zu 
gewährleisten, so daß es sicherheitstechnisch nicht vertretbar wäre, 
bestimmte Prüfbefugnisse auf die Betreiber überwachungsbedürftiger 
Anlagen zu übertragen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
der Verteidigung 


23. Abgeordneter 
Winfried 
Nachtwei 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie hoch sind die gemäß aktueller Kostenricht- 
linie für den Bundeshaushalt veranschlagten 
jährlichen Gesamtkosten pro Wehr- bzw. Zivil- 
dienstleistenden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 2. Juli 1999 

Die Gesamtkosten für einen Wehrdienstleistenden umfassen nach den 
Kostenrichtlinien neben dem eigentlichen Wehrsold, den Zulagen und 
dem Entlassungsgeld unter anderem auch die Ausgaben für Beiträge 
zur gesetzlichen Kranken-, Renten-, Pflege- und Arbeitslosenversiche- 
rung. 

Die Kostensätze sind abhängig vom jeweiligen Dienstgrad und belaufen 
sich 1999 für 

- Grenadiere auf 21229 DM, 

- Gefreite auf 23 142 DM und für 

- Obergefreite auf 23689 DM pro Jahr. 
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Ein freiwillig zusätzlichen Wehrdienst leistender Soldat kostet im Jah- 
resschnitt als 

- Obergefreiter 40071 DM und als 

- Hauptgefreiter 40619 DM. 


In diesen Beträgen sind die Kopfsätze für Sanitätsmaterial, Verpfle- 
gung, Bekleidung sowie für Leistungen nach dem Arbeitsplatzschutzge- 
setz und dem Unterhaltssicherungsgesetz mit insgesamt 5077 DM pro 
Wehrdienstleistenden nicht enthalten. 


Für Zivildienstleistende sind im Bundeshaushalt 1999 im Einzelplan 17 
Kapitel 1704 insgesamt 2,7 Mrd. DM veranschlagt. 


Die veranschlagten Kosten basieren auf einer prognostizierten Zahl von 
138000 Zivildienstleistenden. 


24. Abgeordneter 
Winfried 
Nachtwei 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche durchschnittliche jährliche finanzielle 
bzw. personelle Reduzierungsmöglichkeit böte 
unter Zugrundelegung der aktuellen Erfah- 
rungswerte die Reduzierung der Zivildienst- 
dauer auf 10 Monate, wenn man berücksichtigt, 
daß die Einberufungsreserve nahezu ausge- 
schöpft ist und der Verzicht auf die Einberufung 
der Wehrpflichtigen über 25 Jahren bzw. mit 
der Tauglichkeitsstufe 7? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 2. Juli 1999 


Im Jahre 1998 sind 2208 Wehrpflichtige über 25 Jahre und 8 576 Wehr- 
pflichtige mit dem Tauglichkeitsgrad T 7 zur Ableistung des Grund- 
wehrdienstes einberufen worden. Dies entspricht einem Anteil von 
6,8% (10 784 von 157 534) aller im Jahre 1998 erfolgten Einberufungen 
von Grundwehrdienstleistenden. Bei einem Verzicht auf Einberufung 
dieser Personengruppen ergäbe sich rechnerisch eine Einsparung von 
etwa 300 Mio DM. 


Auf Grund der derzeitigen Bedarfsdeckungslage ließen sich diese 
Wehrdienstleistungen durch lebensjüngere Wehrpflichtige mit den 
Tauglichkeitsgraden T 1 bis T 3 ersetzen. Ein genereller Verzicht auf 
deren Einberufung wäre durch das Wehrpflichtgesetz nicht gedeckt. 
Die Begründung der Wehrpflicht korrespondiert mit dem Prinzip der 
Wehrgerechtigkeit. Wehrpflicht und Wehrgerechtigkeit verpflichten 
die Wehrersatzbehörden grundsätzlich, alle verfügbaren Wehrpflichti- 
gen bis zu den festgeschriebenen Heranziehungsgrenzen einzuberufen. 
Daher ist die Wehrverwaltung nicht ermächtigt, aus eigener Entschei- 
dung auf einzelne Wehrpflichtige oder Gruppen von Wehrpflichtigen zu 
verzichten. Vielmehr ist es Aufgabe des Gesetzgebers festzulegen, wer 
nicht zum Wehrdienst herangezogen werden soll. 
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Eine Angleichung des Zivildienstes an die Dauer des Grundwehrdien- 
stes berührt Grundsätze der Verfassung. Allein unter fiskalischen 
Gesichtspunkten kann diese Frage jedenfalls nicht gelöst werden. Die 
bisherigen Verkürzungen des Zivildienstes, zuletzt 1996, haben zu 
keinen tatsächlichen Einsparungen geführt, da die Dienstantrittszahlen 
jeweils erheblich gestiegen sind. 


25. Abgeordneter 

Dr. Uwe-Jens 

Rössel 

(PDS) 


Wie beziffert die Bundesregierung die infolge 
des Kosovo-Krieges bisher entstandenen 
Kriegsschäden, unterschieden nach der Bun- 
desrepublik Jugoslawien, nach Makedonien 
und Albanien? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 24. Juni 1999 

Dem Bundesministerium der Verteidigung liegen keine konkreten 
Angaben über die infolge des Kosovokrieges entstandenen Schäden 
und Folgeschäden in den betroffenen Gebieten vor. 


26. Abgeordneter 

Dr. Uwe-Jens 

Rössel 

(PDS) 


Wie hoch ist bisher der finanzielle Beitrag der 
Bundesrepublik Deutschland für die Teilnahme 
anNATO-Einsätzen im Kosovo-Krieg? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 24. Juni 1999 

Die Bundeswehr ist im Zusammenhang mit der Kosovokrise an den 
folgenden Einsätzen beteiligt gewesen bzw. noch beteiligt: 

- NATO KOSOVO AIR VERIFICATION MISSION (NKAVM), 
,diagleEye” 

- Limited/Phased Air Operations (TORNADO-Einsatz im Kosovo) 

- Standing Extraction Force, SEF Tier 1 

- KVM-OSZE 

- Extraction Force Tier 3/KFOR 

- Humanitärer Einsatz im Zusammenhang mit dem Kosovokonflikt/ 
zusätzlich zum Auftrag im Rahmen NKAVM durchzuführende 
Drohnenflüge zur unbemannten Luftaufklärung 

Die Kosten dieser Einsatzbeteiligungen betragen für 12 Monate voraus- 
sichtlich 1 331,2 Mio. DM. Die Ausgaben im Haushaltsjahr 1999 wer- 
den auf 823,6 Mio. DM geschätzt. Hinzu kommt die zusätzliche Beteili- 
gung der Bundeswehr an der internationalen Sicherheitspräsenz im 
Kosovo mit einem Gesamtvolumen von ca. 300 Mio. DM, über die der 
Bundestag am 11. Juni 1999 entschieden hat. Eine Aufteilung der 
Kosten und Ausgaben wurde den Mitgliedern des Haushaltsausschusses 
zur Verfügung gestellt. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


27. Abgeordneter 

Ulf 

Fink 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, den Zivil- 
dienst von bisher 13 auf 1 1 Monate zu verkürzen 
und gleichzeitig die Dienststellen zur Über- 
nahme von Fallkosten zu verpflichten, und ist 
dadurch rechnerisch eine Reduzierung der Stel- 
lenzahl um 30 000 Zivildienststellen notwendig? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Edith Niehuis 
vom 5. Juli 1999 

Die Bundesregierung beabsichtigt, den Zivildienst von 13 auf 11 Mo- 
nate zu verkürzen. Die Beschäftigungsstellen sollen an den Geldbe- 
zügen der Zivildienstleistenden mit 5% mehr und mit 30% am Entlas- 
sungsgeld jeweils ab 1. Januar 2000 beteiligt werden. Die Jahresdurch- 
schnittszahl der Zivildienstleistenden im Dienst wird im Jahre 2000 von 
derzeit 138000 auf 124000 sinken. 


28. Abgeordneter 

Ulf 

Fink 

(CDU/CSU) 


Welche konkreten Maßnahmen will die Bun- 
desregierung treffen, um den durch den Wegfall 
von 30 000 Zivildienststellen möglicherweise 
entstehenden Versorgungs- und Pflegenot- 
stand, vor allem bei ambulanten und teilstatio- 
nären Diensten und Einrichtungen, zu verhin- 
dern? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Edith Niehuis 
vom 5. Juli 1999 

Zivildienstleistende dürfen nur zusätzlich zu vorhandenen Arbeitsplät- 
zen eingesetzt werden. Ebenfalls darf durch den Einsatz von Zivil- 
dienstleistenden der Aufbau neuer Arbeitsplätze nicht verhindert wer- 
den. Der Zivildienst kann daher für die Arbeitsplatzsituation in den 
sozialen Diensten nicht verantwortlich gemacht werden. 

Unabhängig davon wird nach den Planungen der Bundesregierung der 
Einsatz von Zivildienstleistenden in den sozialen Diensten trotz der 
Reduzierung der jährlichen Einberufungszahlen im Zivildienst insge- 
samt nicht eingeschränkt. Jetzt sind rd. 90 000 Zivildienstleistende in 
sozialen Bereichen tätig. Die Einberufungen werden diese Zahl deut- 
lich übersteigen. 


29. Abgeordneter 

Ulf 

Fink 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Einschätzung, 
daß durch den Wegfall von 30 000 Zivildienst- 
stellen die Leistungen der Wohlfahrtsverbände 
teurer werden und dadurch vor allem kranke, 
alte und behinderte Menschen zusätzlich finan- 
ziell belastet würden? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Edith Niehuis 
vom 5. Jnli 1999 

Nein. 


30. Abgeordnete 

Erika 

Reinhardt 

(CDU/CSU) 


Wie ist das Verhältnis zwischen institutioneller 
Förderung und Projektförderung im Bereich 
Alternsforschung gegenüber den entsprechen- 
den Förderungen in den Bereichen Frauen, 
Familie und Jugend? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Edith Niehuis 
vom 5. Juli 1999 

Ich gehe davon aus, daß die Frage sich nur auf das Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend bezieht. 

Die Projektförderung im Bereich der Forschung in den einzelnen Abtei- 
lungen im Haushaltsjahr 1999 sieht wie folgt aus: 

Abteilung Ältere Menschen, Wohlfahrtspflege 4,00 Mio. DM 

Abteilung Familie 2,85 Mio. DM 

Abteilung Gleichberechtigung 1,21 Mio. DM 

Abteilung Kinder und Jugend 1,15 Mio. DM 

Für die institutioneile Förderung im Bereich der Alternsforschung sind 
im Haushaltsjahr 1999 insgesamt 3,4 Mio. DM vorgesehen. 

Das Deutsche Jugendinstitut (DJI) München, das Forschungsprojekte 
zu den Lebensverhältnissen von Kindern, Jugendlichen, Familien und 
Frauen durchführt, wird vom Bundesministerium für Familie, Senio- 
ren, Frauen und Jugend 1999 mit 15,349 Mio. DM institutionell geför- 
dert. 

Das Institut für Sozialarbeit und Sozialpädagogik, Frankfurt, das auf 
wissenschaftliche Begleitforschung und Evaluation von Modellpro- 
grammen insbesondere in den Bereichen der Kinder- und Jugendhilfe, 
der Familienhilfe, der Frauenpolitik, der Seniorenarbeit und Auslän- 
derarbeit spezialisiert ist, erhält vom Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend eine institutioneile Förderung von 
2,186 Mio. DM. 

Eine Zuordnung der institutioneilen Förderung dieser Institute zu ein- 
zelnen Aufgabenfeldern ist nicht möglich. 


31. Abgeordnete 

Erika 

Reinhardt 

(CDU/CSU) 


Welche institutionelle Zuwendungsempfänger 
gibt es im Bereich gerontologischer Forschung? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Edith Niehuis 
vom 5. Jnli 1999 

Im Bereich gerontologischer Forschung fördert das Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend das Deutsche Zentrum für 
Altersfragen (DZ A) in Berlin gemeinsam mit dem Land Berlin und das 
Deutsche Zentrum für Alternsforschung (DZFA) in Heidelberg 
gemeinsam mit dem Land Baden-Württemberg institutionell; beide 
Institutionen sind jeweils mit unterschiedlichen Schwerpunkten tätig. 


32. Abgeordnete 

Erika 

Reinhardt 

(CDU/CSU) 


Wird die geplante vierte Abteilung des Deut- 
schen Zentrums für Altersforschung in Heidel- 
berg, die sich mit Fragen der Interventions- und 
Rehabilitationsforschung auseinandersetzen soll, 
implementiert? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Edith Niehuis 
vom 5. Juli 1999 

Die Haushaltssituation erlaubt die Einrichtung einer weiteren Abtei- 
lung des Deutschen Zentrums für Alternsforschung in Heidelberg auf 
der Basis einer institutioneilen Förderung durch den Bund nicht mehr. 


33. Abgeordnete 

Bärbel 

Sothmann 

(CDU/CSU) 


Wie ist im „Internationalen Jahr der Senioren 
1999” der Sachstand im Bereich gerontologi- 
sche Forschung, und wie steht die Bundesregie- 
rung zu deren Weiterentwicklung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Edith Niehuis 
vom 1. Juli 1999 

Im Rahmen des „Internationalen Jahres der Senioren 1999” fördert die 
Bundesregierung den 4. Europäischen Kongreß für Gerontologie, der 
von der Deutschen Gesellschaft für Gerontologie und Geriatrie ausge- 
richtet wird, um Fragen der sich wandelnden Altersstruktur der Gesell- 
schaft zu diskutieren und nach fach- und länderübergreifenden 
Lösungsansätzen zu suchen. 

Dabei sollen die Ergebnisse der Basisforschung, interdisziplinärer U n- 
tersuchungen, der geriatrischen Medizin sowie der psychosozialen und 
verhaltenspsychologischen Bereiche ausgewogen dargestellt werden, 
um den Standard der aktuellen Gerontologie als einer interdisziplinären 
Wissenschaft zu verdeutlichen. 

Als weiterer Beitrag zum „Internationalen Jahr der Senioren 1999” wird 
die wissenschaftliche Untersuchung: „Möglichkeiten der Koordinierung 
komplexer Hilfeleistungen für ältere Menschen (Case-Management) in 
verschieden nationalen Altenhilfesystemen” vom Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend gefördert. Die für diese 
Aufgabe nach der Untersuchung einzurichtenden Stellen (Koordi- 
nierungs- und Beratungsstellen) haben die Aufgabe, älteren Menschen 
die im Verlauf des Alternsprozesses erforderlichen Hilfen zugänglich zu 
machen, die Hilfen in individuellen Hilfeplänen zu bündeln und deren 
Umsetzung bzw. Fortschreibung sicherzustellen (Case-Management). 
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34. Abgeordnete 

Bärbel 

Sothmann 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnmahmen plant die Bundesregie- 
rung insbesondere hinsichtlich der Forschung zu 
Fragen des gesunden Altwerdens und der Ver- 
meidung von Flilfs- und Pflegebedürftigkeit? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Edith Niehuis 
vom 1. Jnli 1999 

Um Forschungs- und Modellmaßnahmen, welche sich mit Fragen 
gesunden Alterns sowie der Vermeidung von Flilfe- und Pflegebedürf- 
tigkeit befassen, mittelfristig planen zu können, müssen zunächst 
Ergebnisse aus zur Zeit noch laufenden Projekten ausgewertet werden. 

Zu nennen sind hier insbesondere: 

- Aktualisierung und Erweiterung der Expertise „Suizidalität im Alter” 
von 1991 mit dem Ziel der Entwicklung einer effektiven Prä- 
ventionsstrategie, die den alten Menschen in seinem Lebensumfeld 
erreicht. Mit Vorlage des Abschlußberichtes ist Anfang 2001 zu 
rechnen. 

- Überarbeitung und Erweiterung der Expertise zur Effektivität geria- 
trischer Rehabilitation von 1992 in Anbetracht der zwischenzeitlich 
erfolgten Weiterentwicklung von Strukturen und Konzepten. Beson- 
deres Gewicht liegt dabei auf den Ansätzen der ambulanten und 
mobilen geriatrischen Rehabilitation. Mit Vorlage des Abschluß- 
berichts ist Anfang 2000 zu rechnen. 

- Die Expertise „Betreuungsgruppen für Demenzkranke in Deutsch- 
land” soll eine Bestandsaufnahme und Analyse bislang erprobter 
Selbsthilfegruppen unterschiedlicher Struktur und Zielsetzung 
leisten und gezielte Impulse zur Gestaltung und Weiterentwicklung 
der Selbsthilfearbeit von Angehörigen Demenzkranker ermöglichen. 
Der Abschlußbericht ist zur Zeit in Arbeit. 

- Im Modellprogramm „Altenhilfestrukturen der Zukunft” soll eine 
Verbesserung der Hilfen für ältere Menschen erreicht werden durch 
Weiterentwicklung vorhandener Strukturen, insbesondere aber ver- 
stärkter Einzelfallhilfe und -beratung sowie Vernetzung von Ange- 
boten. Einen Schwerpunkt des im Stadium der Ausschreibung 
befindlichen Programms bildet die Verknüpfung von Altenhilfe und 
Rehabilitation. 


35. Abgeordnete 

Bärbel 

Sothmann 

(CDU/CSU) 


Welche Pläne verfolgt die Bundesregierung hin- 
sichtlich der weiteren Förderung des Deutschen 
Zentrums für Alternsforschung, oder stimmen 
die Gerüchte, daß der Bund die Förderung die- 
ser international renommierten Forschungs- 
stätte einstellen will? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Edith Niehnis 
vom 1. Juli 1999 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend för- 
dert seitens der Bundesregierung gemeinsam mit dem Land Baden- 
Württemberg das Deutsche Zentrum für Alternsforschung (DZFA) in 
Heidelberg; es ist nicht geplant, die Förderung einzustellen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


36. Abgeordnete 

Birgit 

Homburger 

(F.D.P.) 


Wann wird die Bundesregierung dem Deut- 
schen Bundestag den Bericht „Entsorgung von 
Altautos” vorlegen, der zum Geschäftsbereich 
des Bundesministeriums für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit gehört und dessen 
Vorlage vom Bundesministerium für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen zum 1. April 1999 in 
Aussicht gestellt worden ist? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst 
vom 1. Jnli 1999 

Der Bericht „Entsorgung von Altautos” ist fertiggestellt und wird dem 
Deutschen Bundestag in den nächsten Tagen übersandt werden. 


Berlin, den 9. Juli 1999 



